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Kurzerhand das Bauernland
SITTENWIDRIG ■  Das Land Brandenburg wollte fragwür

A ls man 1864 wegen Schleswig-Hol-
stein auf den deutsch-dänischen Krieg
zusteuerte, veranlassten die vorausge-
henden enormen staatsrechtlichen

Verwicklungen den englischen Premier Pal-
merstone zu einer denkwürdigen Bemer-
kung: »Nur drei Menschen auf der Welt ha-
ben diese Frage wirklich verstanden. Der eine
ist tot, der andere ist darüber verrückt ge-
worden, und der dritte, der ich selbst bin, hat
schon alles wieder vergessen.«

Ein Staat, dessen innere Regeln nur noch
durchschaut, wer das Zweite Juristische
Staatsexamen in der Tasche hat, kann seine
Bürger nicht im Ernst als frei bezeichnen.
Und wieder einmal ist es Brandenburg, das
hier Exemplarisches zu bieten hat. Die Frage,
ob sich das Land rechtswidrig rund 10.000
Bauernhöfe angeeignet hat, ist komplex und
verworren. Eigentümerinteressen, Besatzer-
recht, DDR-Auslegung, Nachwende-Kasu-
istik und europäisches Recht ergeben ein für
den juristischen Laien kaum zu entwirrendes
Geflecht.

Es geht um riesige Flächen einstigen agrari-
schen Nutzlandes. Da sie als herrenlos galten,
hat das Land zugegriffen. Warum? Weil es
die Erben nicht wollten? Keineswegs. Der
Bundesgerichtshof stuft das Verhalten der
Landesregierung als »sittenwidrig« ein. Die
Linke im Potsdamer Landtag hat daraufhin
einen Untersuchungsausschuss beantragt,
und Ministerpräsident
Platzeck (SPD) bleibt
nichts weiter übrig, als
darüber »froh« zu
sein.

Der Konflikt wur-
zelt in der Zeit nach
dem Zweiten Welt-
krieg und den Beson-
derheiten der DDR-
Eigentumsformen.
Noch 1945 wurde be-
kanntlich im Osten
Deutschlands durch
die sowjetische Besat-
zungsmacht eine Bo-
denreform dekretiert,
bei der alle Ländereien über 100 Hektar ent-
eignet, in kleine Parzellen geschnitten und
aufgeteilt wurden – »Junkerland in Bauern-
hand«, hieß das. Dadurch sollte der bis dato
auf dem Lande »herrschenden Klasse« im
wahrsten Sinne des Wortes der Boden unter
den Füßen verloren gehen und Millionen
Umsiedlern aus dem Osten wieder eine Le-
bensperspektive geben. Das Eigentum von
Landarbeitern, Klein- und Mittelbauern

blieb unberührt – die seinerzeit vielen ein-
leuchtende Formel lautete: Den Boden soll
besitzen, wer ihn auch bestellt.

Kurz vor Vollzug der deutschen Einheit am
3. Oktober 1990 wurden diese Enteignungen
wie auch der Eigentumsübertrag an landlose
oder landarme Bauern in den 2 + 4-Verträgen
ausdrücklich anerkannt.

Dank der Bodenreform waren die Klein-
und Neubauern im Osten Eigentümer ihrer
bis zu 20 Hektar großen Flächen und mit
ihrem Eigentumstitel in den Grundbüchern
vermerkt. Als in den fünfziger Jahren unter
mehr oder minder großem staatlichen Druck
die Landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (LPG) entstanden, blieben zwar
deren Einzelmitglieder formal weiterhin Ei-
gentümer ihrer Ländereien, doch wurde das
Prinzip – wer den Boden bearbeitet, dem soll
er gehören – jetzt auch gegen sie ausgelegt.
Das bedeutete, wer sein Land nicht mehr be-
arbeitete, dem sollte es nicht länger gehören.
Eigentümer blieben der Bauer beziehungs-
weise dessen Nachkommen nur, sofern sie
weiter in der LPG tätig waren.

Das war der geringere Teil all derer, die mit
der Bodenreform Land erhalten hatten. Als
die DDR 1949 gegründet wurde, lebte deren
Bevölkerung zu 70 Prozent auf dem Land –
1990, als sie sich auflöste, nur noch zu einem
Drittel. Mit anderen Worten, viele bäuerliche
Familien verließen den ländlichen Raum und
verwirkten damit automatisch ihr Recht auf
den einstmals in die LPG eingebrachten Bo-
den. Die Räte der Kreise verzeichneten die-
se Eigentumseinbuße allerdings nicht immer
– wie das hätte geschehen müssen – im
Grundbuch. Dass ein Land Brandenburg
Jahrzehnte später diese Nachlässigkeit aus-
nutzen würde, um sich selbst zu bereichern,
ahnte zu diesem Zeitpunkt natürlich nie-
mand.

Nach der Wiedervereinigung brachen –
auch juristisch gesehen – andere Zeiten an.
Die Landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften wurden überall aufgelöst, so
dass deren bisherige Mitglieder im Prinzip
wieder über das einst eingebrachte eigene
Land verfügen konnten. Diese Grundstücke
erhielten damit etwas, was sie vorher kaum
besaßen: einen Wert nämlich. Wenn es sich
um Bauland handelte, sogar einen beträchtli-
chen Wert. Erben von Grund und Boden
aber, die sich möglicherweise jahrzehntelang
nicht sehen ließen, sind auch dann nicht im-
mer sofort zur Stelle, wenn sich die Verhält-
nisse in der geschilderten Weise ändern.

In einer Voraussicht, die man wirklich wei-
se nennen muss, hatte daher Hans Modrow

im Bewusstsein des nahen Endes der DDR
die Zeit als Ministerpräsident zwischen No-
vember 1989 und April 1990 genutzt, um die
Erben des Reformlandes zu stärken. Ein in
seiner Regierungszeit von der Volkskammer
beschlossenes Gesetz legte fest, dass die
Grundstücke demjenigen gehören sollen, der
im Grundbuch stand (beziehungsweise des-
sen Erben). Zum einen wurde damit ver-
sucht, von der Bodenreform zu retten, was
noch zu retten war, zum anderen kam die
bürgerliche Eigentumsauffassung wieder zu
Ehren. Ausdrücklich trat Modrow damit der
bis dato üblichen DDR-Praxis entgegen,

Menschen zu enteig-
nen, wenn sie keine
Bauern mehr waren.

Mit den spitzfindi-
gen Beamten im Fi-
nanz- und Innenmini-
sterium des 1990 ent-
standenen Landes
Brandenburg hatte er
diese Rechnung frei-
lich nicht gemacht.
Die gönnten den Er-
ben ihr Erbe nicht.
Wenn man es schon
den alten Junkerfami-
lien nicht wiedergege-
ben konnte, konnte

man es doch den Bodenreform-Erben zu-
mindest wegnehmen und »verstaatlichen«.

Ausgenutzt wurde dabei, dass Ausfüh-
rungsbestimmungen für das bewusste Mo-
drow-Schutzgesetz nicht mehr erlassen wer-
den konnten, ausgenutzt wurde gleichfalls,
dass sich auf europäischer Rechtsebene die
fragwürdige DDR-Rechtsauffassung be-
stätigt fand, wonach nur jenen Eigentümern
das umstrittene Land gehören sollte, die zum
Stichtag 3. Oktober 1990 in der ostdeutschen
Landwirtschaft tätig waren. Was letztlich un-
glaublich ist. Wer käme auf den Gedanken,
einem Italiener oder Griechen sein Grund-
stück mit der Begründung wegzunehmen, er
habe darauf im Oktober 1990 weder Tomaten
gezüchtet noch Ziegen geweidet.

Es wurde eine Frist von zehn Jahren einge-
räumt, in der sich das Land Brandenburg als
Vertreter und schließlich Eigentümer festle-
gen konnte. Davon wurde exzessiv Gebrauch
gemacht – der Drang war groß, mit dem Ein-
trag ins Grundbuch vollendete Tatsachen zu
schaffen. Das Land prüfte weder den Einzel-
fall, noch bequemte es sich, Erben zu suchen,
geschweige denn zu unterrichten.

Inzwischen steht außer Frage, dass in Pots-
damer Regierungskreisen das Problematische

für den tatsächlichen Ausgang der Affäre
bleibt der Vorwurf des BGH an das übereif-
rige Land, die Erben nicht aufgespürt und
mit ihnen juristisch gestritten zu haben.

Bei alldem ist weiter bemerkenswert, wel-
che Formationen sich an der Frontlinie ge-
genüberstanden: Während brandenburgi-
sche Ministerien sowie der Europäische Ge-
richtshof an der DDR-Enteignungspraxis
festhielten, hat der Bundesgerichtshof im
Sinne der sowjetisch inspirierten Bodenre-
form, der Erben und der Modrow-Gesetze
gehandelt.

Die grüne Bundestagsabgeordnete Corne-
lia Behm fordert nun vom Land, die sitten-
widrig erworbenen Grundstücke an die Er-
ben der Neubauern zurückzugeben. Der
SPD-Landtagsabgeordnete Ralf Holzschuh-
er hält dagegen, dies würde erneutes Unrecht
heraufbeschwören und zwar gegenüber de-
nen, die zu DDR-Zeiten aus dem Grundbuch
getilgt und die damit heute so oder so ihren
Anspruch verloren hätten.

Inzwischen zeigt das Land Reue und hat
eine Info-Hotline geschaltet, an die sich
Menschen wenden können, die in dieser Sa-
che Fragen haben. Finanzminister Rainer
Speer sagte zu, alle noch offenen Anträge bei
Grundbuchämtern zurückzuziehen, in de-
nen das Land als Vertreter unbekannter Er-
ben aufgetreten ist. Was jetzt an Entschädi-
gungszahlungen auf das Land zukommt,
welche Verluste entstehen, weil es verschie-
dene Pachteinnahmen auf den »verstaatlich-
ten« Grundstücken gibt, ist noch völlig offen.
Die Staatsanwaltschaft denkt darüber nach,
Untreue- oder gar Betrugsermittlungen ein-
zuleiten. ■

Band zum Neoliberalismus
bleibt Nuancen schuldig
Auf den 300 Seiten dieses Buches wird
zum wiederholten Mal dargelegt, was die
neoliberale Ideologie ausmacht – welche
Folgen deren Siegeszug weltweit hat: Für
den öffentlichen Sektor, die Sozialpolitik,
für die Demokratie selbst. Alles ist ver-
ständlich geschrieben, es gibt geistiges
Material in Hülle und Fülle. Woher rührt
dann dieses zeitweilige Unbehagen bei
der Lektüre? Neoliberalismus sei, so Ralf
Ptak, eine weltweite heterogene Strö-
mung, die darauf ziele, »eine zeitgemäße
Legitimation für eine marktwirtschaft-
lich dominierte Gesellschaft zu entwer-
fen und durchzusetzen«. Da auch man-
che linke kritische Geister Marktmecha-
nismen für geeigneter als staatliche Pla-
nungen halten, um das Wirtschaftsleben
sinnvoll zu steuern, stellt sich die Frage,
wer nicht Neoliberaler ist. 

Es sei doch typisch für die heutige Si-
tuation, so Ptak weiter, »dass man neo-
liberale Argumentationsmuster im Ein-
zelfall vertreten kann, ohne bewusster
Parteigänger dieser Strömung zu sein«.
Dort, wo alles jederzeit neoliberal sein
kann, verharrt der Autor beim Entlar-
ven und kann keine Kraft mehr aufbrin-
gen für die Differenzierung. 

Das ist der Teil des Buches, bei dem
der Leser glaubt, jede Seite bereits gele-
sen zu haben. Spannend wird es nur
dort, wo Ptak einerseits davon ausgeht,
dass die echten Neoliberalen rigoros
keinen Staat wollen und den Markt über
alles stellen, er andererseits festhalten
muss, dass die deutschen Ordoliberalen
sehr wohl einen starken Staat wollen,
um Wettbewerb und einen gewissen so-
zialen Ausgleich herzustellen, er aber
drittens trotzdem diese »Freiburger
Schule« als neoliberal einsortieren will.
Bei dem Slalom werden auch Geübte
von dem einen oder anderen Argument
aus der Kurve getragen.

Wolfgang Storz

Christoph Butterwegge/Bettina Lösch/
Ralf Ptak Kritik des Neoliberalismus.
Wiesbaden, 2007, 298 Seiten, 12,90 E

Protokolle von ganz unten 
und ganz oben
»Reicher Mann und armer Mann standen
da und sah’n sich an. Da sagt der Arme
bleich: ›Wär’ ich nicht arm, wärst du
nicht reich.‹ « Diese Einsicht des Armen,
im Jahr 1934 von Bertolt Brecht präsen-
tiert, gilt nach wie vor. Dass auch heute
die Armut des Einen etwas mit dem
Reichtum des Anderen zu tun hat, wei-
sen die Journalistin Dorothee Beck und
der Metaller Hartmut Meine in ihrem
zweiten Buch mit dem Titel Armut im
Überfluss nach. Wie schon in ihrem vor
zehn Jahren erschienenen ersten gemein-
samen Werk Wasserprediger und Wein-
trinker protokollieren die beiden minu-
tiös, wie reich der Reichtum der Reichen
und wie arm die Armut der Armen ist. So
werden beispielsweise Namen und Ver-
mögen der 100 Milliardäre in Deutsch-
land detailliert aufgelistet. 

Man erfährt aber nicht nur, wie es ist,
wenn man am oberen Ende der Ein-
kommensskala steht, sondern auch, was
es bedeutet, zu den »Verlierern der Be-
reicherung« zu gehören. Menschen
schildern, was einem widerfährt, wenn
trotz harter Arbeit kein Urlaub mehr
drin ist, wenn eine Minijobberin für 400
Euro putzen geht oder wenn man vom
ALG-II-Regelsatz leben muss. In die-
sem Buch überzeugen die vielen Alltags-
beispiele, die hinter seelenlosen Statisti-
ken Schicksale erkennbar machen. So ist
nicht allein eine Chronik der wachsen-
den Ungerechtigkeit entstanden. Viel-
mehr werden auch deren Ursachen in
Deutschland analysiert. Da wird gezeigt,
wie Aktionäre und Manager rücksichts-
los tricksen und höheren Renditen in
immer kürzerer Zeit nachjagen.

Horst Schmitthenner

Dorothee Beck/Hartmut Meine Armut
im Überfluss – Nachrichten aus einer ge-
spaltenen Gesellschaft. Steidl Verlag
2007, 18,00 E

Das Land Brandenburg hat sich offenbar in etwa 10.000 Fällen Land
angeeignet, das Erben der nach 1945 im Osten Deutschlands
stattgefundenen Bodenreform zusteht. Darauf lässt eine vor wenigen Tagen
gefällte Entscheidung des Bundesgerichtshofes schließen. Der gab zwei
Eigentümern Recht, die um ihre Grundstücke geklagt hatten. Möglicherweise
kommen jetzt für Brandenburg sogar Entschädigungszahlungen an die
rechtmäßigen Erben des Bodenreformlandes in Betracht.

Diese
Grundstücke

erhielten damit
etwas, was sie

vorher kaum
besaßen: 

einen Wert
nämlich

Es bleibt der
Vorwurf an 
das Land, die
Erben nicht
aufgespürt 
und mit ihnen
juristisch
gestritten zu
haben


